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Strukturpolitik für kieine 


Vorbemerkung 

Die freie Entfaltung und die Eigenverantwortung 
von Unternehmen und Unternehmern sind elemen- 
tare Grundlagen unserer leistimgsorientierten 
marktwirtschaftlichen Ordnung. Dazu gehört, daß 
eine ausreichende Zahl wirtschaftlich selbständiger 
Unternehmen am Markt tätig ist. Deshalb kommt der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen unabhängig 
von ihrer Größe wirtschaftspolitisch besondere Be- 
deutung zu. Die Bundesregierung will gerade auch 
mit der Förderung der Leistungsfähigkeit von klei- 
nen und mittleren Unternehmen zur Funktionsfähig- 
keit unserer Wirtschaftsordnung und zur allgemei- 
nen Wohlstandssteigerung beitragen. 

Die Bundesregierung hat deshalb in ihrem Jahres- 
wirtschaftsbericht 1970 die Vorlage von „Grund- 
sätzen einer Strukturpolitik für kleine und mittlere 
Unternehmen" an gekündigt, um „den Standort der 
kleinen und mittleren Unternehmen in Wirtschafts- 
ordnung und Wirtschaftspolitik näher zu bestim- 
men und die Aufgaben und Möglichkeiten der Wett- 
bewerbs- und Strukturpolitik im Hinblick auf diese 
Unternehmen zu verdeutlichen". Diese Grundsätze 
werden hiermit dem Deutschen Bundestag vorgelegt. 

Den Grundsätzen ist eine Analyse der Entwicklung 
kleiner und mittlerer Unternehmen in den vergange- 
nen zehn Jahren und ein Ausblick auf die vorausseh- 
bare künftige Entwicklung in diesem Bereich voran- 
gestellt. Dabei werden die Hemmnisse und Probleme 
dargestellt, denen sich kleine und mittlere Unter- 
nehmen bei der Anpassung an den schnellen wirt- 
schaftlichen und technischen Strukturwandel häufig 
gegenüber sehen. Die Bundesregierung gibt schließ- 
lich einen Überblick über die Maßnahmen, die sie 
bereits ergriffen hat und noch ergreifen will, um 
die Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen zu stärken. 

Damit wird ein systematisches Konzept einer Struk- 
turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen als 
wichtiger Bestandteil einer umfassenden Struktur- 
politik vorgelegt. 

Dieses Konzept muß ständig überprüft und fortent- 
wickelt werden. Dafür sind Kritik und öffentliche 
Diskussion notwendig. 

Die Bundesregierung erwartet Anregungen, kon- 
struktive Vorschläge und aktive Mitarbeit insbeson- 
dere von den Organisationen der Wirtschaft, denen 
im Rahmen einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen eine wichtige Mittlerfunktion 
zukommt. 


und mittlere Unternehmen 


I. Lage und Aussichten 
kleinerer und mittlerer Unternehmen 

1 . Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes- 
republik zeigt wie in allen Industrieländern einen 
Trend zu größeren Unternehmen. Technischer Fort- 
schritt, größere nationale und internationale Märkte, 
die Erfordernisse der Massenproduktion und die ins- 
gesamt wachsende in- und ausländische volkswirt- 
schaftliche Nachfrage wirken sich auf die Unter- 
nehmensgrößen aus. Darüber hinaus besteht die 
Tendenz, durch Unternehmenszusammenschlüsse 
Marktmacht zu gewinnen und Kapitalkraft zu kon- 
zentrieren. Der Zug zu Zusammenschluß und Koope- 
ration der Unternehmen läßt sich nicht nur bei den 
international operierenden Großunternehmen fest- 
stellen, sondern auch bei Unternehmen mit regio- 
naler Bedeutung. Dieser Trend zeigt sich in fast 
allen Bereichen der gewerblichen Wirtschaft. Er hat 
sich auch auf die Zahl der Selbständigen ausgewirkt. 

2 , Die Entwicklimg der Zahl der selbständigen 
Unternehmer in der Bundesrepublik zeigt sowohl 
nach Sektoren wie nach Konjunkturverlauf ein sehr 
unterschiedliches Bild. In den letzten zehn Jahren 
(von 1960 bis 1969) hat die Zahl der selbständigen 
Unternehmen insgesamt (ohne Landwirtschaft) um 
rund 28 000 (von rund 2,13 auf rund 2,10 Mio) ab- 
genommen ^) Im produzierenden Gewerbe ging die 
Zahl der Unternehmen um rund 108 000 zurück (von 
808 000 auf rund 700 000). Im Handel und Verkehr 
verringerte sich die Zahl um rund 57 000 (von rund 
776 000 auf rund 719 000). Dagegen ist im Bereich 
der Dienstleistungen (einschließlich Dienstleistungs- 
handwerk, Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, 
Freie Berufe sowie Kredit- und Versicherungs- 
gewerbe), ein erheblicher Anstieg um etwa 137 000 
(von rund 541 000 auf rund 678 000) festzustellen. 
Die Entwicklung im einzelnen läßt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle 2) ablesen. 


Eine generelle und sdiematisdie Definition des Be- 
griffs „kleine und mittlere Unternehmen" hält die 
Bundesregierung nicht für sinnvoll. Zu verstehen sind 
darunter Unternehmen in Handwerk, Industrie, Han- 
del, Hotel- und Gaststättengewerbe, Verkehrsgewerbe 
und sonstigem Gewerbe, die sich in der Regel nicht 
über den Kapitalmarkt finanzieren und von selbstän- 
digen, mitarbeitenden Inhabern geleitet werden, die 
das unternehmerische Risiko selbst tragen. Das 
schließt nicht aus, daß für bestimmte Förderungs- 
zwecke Abgrenzungen für die zu begünstigenden Un- 
ternehmen festgelegt werden. 

2) Statistisches Bundesamt 
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Selbständige nach Wirtschaftsbereichen 

(ohne Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fischerei) 
— Jahresdurchschnitte — 

in 1 000 



1950 

1960 

1961 

1962 

1965 

1968 

1969 

Produzierendes 
Gewerbe 

889 

808 

784 

758 

743 

685 

700 

Handel und Verkehr . . 

672 

776 

808 

800 

752 

733 

719 

Sonstige Wirtschafts- 
bereiche 

(Dienstleistungen) . . 

396 

541 

574 

579 

571 

655 

678 

Insgesamt . , . 

1 957 

2 125 

2 166 

2 137 

2 066 

2 073 

2 097 

Differenz 1969 zu 

+ 140 000 

”28 000 

-69 000 

-40 000 

+ 31 000 

+24 000 



Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zum ersten Mal seit 1960 ist im Jahre 1969 im ver- 
arbeitenden Gewerbe die Zahl der Selbständigen 
nicht weiter zurückgegangen, sondern um 15 000 
angestiegen. Dies dürfte im wesentlichen eine Aus- 
wirkung der konjunkturanregenden Maßnahmen 
der Bundesregierung im Jahre 1967 sein. Im Han- 
del hingegen hat sich der strukturell bedingte Rück- 
gang der Selbständigenzahl 1969 fortgesetzt. 

3 . Die von Bundesregierung und Bundesbank seit 
dem Herbst 1969 verfolgte Politik der Konjunktur- 
dämpfung ist naturgemäß auch für kleine und mitt- 
lere Unternehmen mit Härten verbunden. Die Wie- 
dergewinnung des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts liegt jedoch im allgemeinen Interesse und 
dient letztlich auch der Wettbewerbsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen. Als besonderer 
Nachteil für Klein- und Mittelbetriebe, die in ihrer 
großen Mehrheit nur auf dem Inlandsmarkt tätig 
sind, erweist sich die Tatsache, daß die D-Mark erst 
im Oktober 1969 aufgewertet werden konnte. Von 
einer rechtzeitigen DM- Aufwertung hätten nicht nur 
die Verbraucher, sondern auch die nichtexportabhän- 
gigen kleinen und mittleren Unternehmen profitiert. 

4 . Auch in der überschaubaren Zukunft wird die 
Zahl der selbständigen Unternehmen eine diffe- 
renzierte Entwicklung nehmen. In einzelnen Berei- 
chen wird sie weiter zurückgehen, vor allem * — wie 
in der Vergangenheit — dort, wo die Nachfrage 
stagniert oder sogar rückläufig ist. Dabei spielen 
aber auch andere Gründe eine Rolle. Die Alters- 
struktur im Handwerk, Handel und Dienstleistungs- 
gewerbe ist infolge Überalterung ungünstig. Die 
mittleren Jahrgänge sind relativ schwach besetzt. 
Viele Betriebsinhaber haben keine geeigneten Nach- 
folger und geben deshalb ihre Unternehmen auf, 
wenn sie aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Im 
Handel beispielsweise ist fast jede zweite Ge- 
schäftsaufgabe im wesentlichen auf persönliche 


Gründe zurückzuführen. Auch künftig dürfte hier in 
diesem Bereich die Zahl der Betriebsschließungen 
größer sein als die Zahl der Neugründungen, zu- 
mal die Gründung eines neuen Unternehmens einen 
ständig größeren Kapitaleinsatz erfordert und mit 
entsprechend höherem Risiko belastet ist. Außerdem 
scheint die wirtschaftliche Selbständigkeit an Attrak- 
tivität zu verlieren. Junge, befähigte Kaufleute, 
Handwerker und Techniker glauben häufig, in ab- 
hängiger Beschäftigung bessere Einkommens Chan- 
cen, ein höheres Maß an Freizeit und sozialer 
Sicherheit und aussichtsreidiere berufliche Entwick- 
lungsmöglichkeiten zu haben, als wenn sie sich 
selbständig machen oder das väterliche Geschäft 
übernehmen. Dazu kommt, daß der Grad der Selb- 
ständigkeit in kleinen Unternehmen bei schwacher 
Marktstellung tatsächlich meist sehr gering ist. 

5 . Trotz des Rückgangs der Zahl der Selbständigen 
in einzelnen Bereichen haben kleine und mittlere 
Unternehmen in den vergangenen Jahren ihre Posi- 
tion in der Volkswirtschaft insgesamt gesehen gut 
behauptet. 

5 . 1 . In der Industrie haben sich Klein- und Mittel- 
betriebe offensichtlich gut gehalten. Von den rd. 
100 000 Betrieben der Industrie sind nach der amt- 
lichen Industrieberichterstattung 1968 rd. 76 Vo 
Kleinbetriebe (mit 1 bis 49 Beschäftigten) und wei- 
tere rd. 21 Vo Mittelbetriebe (mit 50 bis 499 Be- 
schäftigten). 

Der Anteil der Kleinbetriebe an der Gesamtzahl der 
Beschäftigten beträgt ll,4®/o und am Umsatz 
10,5 Vo^). Die Mittelbetriebe weisen einen Beschäf- 
tigtenanteil von 37,3 Vo und einen Umsatzanteil von 


örtliche Betriebseinheiten; die Begriffe „Betrieb" und 
„Unternehmen" werden hier synomym verwendet, 
da sie großenteils identisch sind. 

September-Umsatz 1968 
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35,6 Vo aus. Demgegenüber sind die Großbetriebe, 
deren Anteil an der Zahl der Betriebe nur 2,7 % 
beträgt, an den Beschäftigten mit rd. 51 ^/o und 
an den Umsätzen mit rd. 54 Vo beteiligt. Ein lang- 
fristiger Zeitvergleich (1968 gegen 1960) zeigt eine 
besonders günstige Entwicklung vor allem der Um- 
sätze, aber auch der Beschäftigtenzahlen bei den 
Industriebetrieben bis zu 1000 Beschäftigten. Die 
Zahl der Betriebe hat in der Größenklasse von 10 
bis 49 Beschäftigten überdurchschnittlich zugenom- 
men. — - Im einzelnen ist die Situation nach Branchen 
sehr differenziert. Während in einigen Wirtschafts- 
bereichen, z. B. bei Kohle, Stahl oder Mineralöl- 
verarbeitung, Großunternehmen überwiegen und 
kleine Unternehmen kaum eine Rolle spielen, ha- 
ben mittlere Unternehmen z. B. für den Auto- 
mobilbau und den Schiffbau eine bedeutende Funk- 
tion als Zulieferer. In anderen Bereichen sind kleine 
und mittlere neben großen Betrieben tätig oder 
stehen mit ihnen im Wettbewerb, so zum Beispiel in 
der Textilindustrie, im Maschinenbau oder in der 
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie. In anderen 
Industriezweigen dominieren nach wie vor Klein- 
unternehmen, vor allem in der holzverarbeitenden 
und ledererzeugenden sowie in der Musikinstru- 
mente-, Spiel- und Schmuckwaren- und Sportgeräte- 
industrie. 

Gute Chancen für kleine und mittlere Unternehmen 
der Industrie bieten sich künftig insbesondere bei 
der Herstellung technischer Spezialerzeugnisse in 
kleinen Serien (z. B. Elektronik), bei der Herstellung 
einfacher Großserien (z. B. Kunststoffverarbeitung) 
und als Zulieferer für Großunternehmen, sowie als 
spezielle Forschungsunternehmen. 

5 . 2 . Auch das Handwerk hat seine Position in der 
Volkswirtschaft im ganzen halten können. Mit einem 
Jahresumsatz von etwa 175 Mrd. DM und einem 
Anteil am Sozialprodukt (Bruttoinlandsprodukt) 
von rd. 11 Vo (1970), der seit 1960 etwa gleichge- 
blieben ist, hat das Handwerk nach wie vor ein 
beachtliches wirtschaftliches Gewicht. Wenn auch die 
Zahl der Handwerksbetriebe abgenommen hat, so 
ist doch die Zahl der Beschäftigten konstant geblie- 
ben. 1960 gab es rd. 735 000 Betriebe mit 3,9 Mio 
Beschäftigten, 1964 noch 675 000 Betriebe mit 4 Mio 
Beschäftigten und 1970 etwa 610 000 Betriebe mit 
ebenfalls 4 Mio Beschäftigten. 

Heute sind in jedem Handwerksbetrieb im Durch- 
schnitt 6,5 Personen tätig (1949 waren es 3,5 und 
1960 5,3). Die Umsätze sind von 1960 bis 1969 um 
rd. 86 Vo — und damit stärker als in der Industrie — 
gestiegen, wo die Umsatzsteigerung im gleichen 
Zeitraum 76 Vo betrug. 

Gute Zukunftschancen haben insbesondere War- 
tungs-, Reparatur- und Dienstleistungshandwerke. 
Zunehmende Chancen eröffnen sich dem Handwerk 
jedoch auch als Zulieferer von Zwischen- oder Vor- 
produkten an Großunternehmen der Industrie. Hier 
wird eine neue Wirtschaftsstruktur sichtbar, die 
durch Arbeitsteilung und Partnerschaft zwischen 
Handwerk und Industrie gekennzeichnet ist. 

5 . 3 . Im Handel haben Klein- und Mittelbetriebe 
mit der Expansion der Großunternehmen nicht ganz 


Schritt halten können. Im Einzelhandel hat fast die 
Hälfte der Steuerpflichtigen noch immer einen Jah- 
resumsatz von weniger als 100 000 DM. Ihr Markt- 
anteil betrug 1968 jedoch nur 6,9 Vo. Er ist stärker 
zurückgegangen als die Zahl der Einzelhandelsunter- 
nehmen in dieser Größenklasse. Selbst die Gruppe 
der Einzelhandelsunternehmen, deren Jahresumsatz 
zwischen 100 000 DM und 5 Mio DM liegt, konnte 
ihren Marktanteil nicht halten (1962: 58 Vo, 1968: 
55 Vo), obwohl die Anzahl der Unternehmen dieser 
Gruppe zugenommen hat (rd. 5,6 Vo). Der sich voll- 
ziehende Strukturwandel wird deutlich in der Rela- 
tion: starke Umsatzsteigerung (von 1962 bis 1968 = 
-P56Vo), zunehmende Beschäftigtenzahl (1962 bis 
1968 = etwa +7Vo) und sinkende Zahl der Unter- 
nehmen (1962 bis 1968 = etwa —10 Vo). 

Auch im Großhandel ist der Trend zum größeren 
Betrieb unverkennbar. Nach der Umsatzsteuersta- 
tistik nimmt die Zahl der Großhandelsunternehmen 
mit weniger als 1 Mio DM Jahresumsatz seit Jahren 
ab. 1962 gab es in dieser Umsatzgrößenklasse noch 
rd. 103 000 Großhandelsunternehmen (= etwa 80 Vo 
aller steuerpflichtigen Großhandelsunternehmen) 
mit einem Marktanteil von rd. 14 Vo; 1968 waren es 
nur noch rd. 93 000 (etwa 75 Vo aller steuerpflichti- 
gen Großhandelsunternehmen) mit einem Markt- 
anteil von rd. 10 Vo. 

Der Ausleseprozeß im Handel wird zwangsläufig 
weitergehen. Leistungsfähige Klein- und Mittel- 
betriebe haben jedoch durchaus gute Zukunfts- 
chancen. Mit steigendem Wohlstand wächst die 
Nachfrage nach Gütern und damit auch nach Han- 
delsleistungen. Insbesondere kann man davon aus- 
gehen, daß die Verbraucherbedürfnisse und dement- 
sprechend auch die Nachfrage nach den Dienstlei- 
stungen des Handels differenzierter werden. Diese 
Entwicklung kommt den Klein- und Mittelbetrieben 
der Absatzwirtschaft zugute. 

5 . 4 . Im Hotel- und Gaststättengewerbe mit rd. 
200 000 Unternehmen, 700 000 Beschäftigten und 
einem Jahresumsatz von knapp 23 Mrd. DM haben 
95 Vo aller Betriebe Jahresinnsätze unter 250 000 DM. 
Die persönliche Mitarbeit des Inhabers und seiner 
Angehörigen ist hier die Regel. 

An sich gehört der Tourismus infolge der zuneh- 
menden Freizeit und der steigenden Reisebereit- 
schaft der Bevölkerung langfristig zu den expan- 
sivsten Wirtschaftszweigen. Kurzfristig wirken je- 
doch infolger starker Lohnintensität Steigerungen 
der Personalkosten meist preissteigernd und min- 
dern die Rentabilität, da sie nur teilweise durch 
Rationalisierung aufgefangen werden können. In- 
folge hoher Nachfrageelastizität ist der Fremden- 
verkehr überdies stark konjunkturabhängig. 

So gewinnen Großunternehmen im Hotel- und Gast- 
stättengewerbe zunehmend Marktanteile. Klein- und 
Mittelbetriebe können aber ihre Position behaupten 
und sogar ausbauen, wenn sie die Möglichkeit der 
Kooperation nutzen und geeignete Formen ent- 
wickeln, um ihre Leistungen auf dem Markt zu brin- 
gen. Die erforderliche Anpassung an eine sich stän- 
dig verändernde Nachfragestruktur verlangt aller- 
dings vom Gewerbe erhöhte organisatorische und 
finanzielle Anstrengungen. 
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5 . 5 . In der Verkehrs Wirtschaft bestehen infolge 
teilweiser Kontingentierungen besondere Wettbe- 
werbsverhältnisse. 

Im Straßenverkehrsgewerbe, aber auch in der Spe- 
dition und Lagerei und in der Binnenschiffahrt, wo 
überwiegend kleine und mittlere Unternehmen tätig 
sind, sind die Leistungen seit 1958 ständig gestie- 
gen. 

Obwohl im Güterfernverkehr ein Trend zu stärkerer 
Konzentration und Kooperation zu beobachten ist, 
wird dieser Gewerbezweig auch künftig durch die 
Tätigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen ge- 
kennzeichnet bleiben. Die von der Bundesregierung 
im Sommer 1970 durchgeführte Erhöhung der Kon- 
tingente um durchschnittlich 5 Vo kommt überwie- 
gend kleineren und mittleren Unternehmen zugute. 

Im gewerblichen Güternahverkehr, in dem etwa 
75 000 meist kleine Betriebe haupt- oder neben- 
beruflich tätig sind, und im Speditions- und Lagerei- 
gewerbe hat sich die wirtschaftliche Lage seit dem 
Jahre 1968 gebessert. Der Trend zu wirtschaftliche- 
ren Betriebsgrößen dauert an. 

In der Binnenschiffahrt, wo sich 46 Vo der Schiffs- 
tonnage in den Händen von Partikulieren befinden, 
die in der Regel nur über ein Schiff verfügen, ist die 
Ertragslage seit dem Inkrafttreten des neuen Binnen- 
schiffsverkehrsgesetzes wesentlich günstiger ge- 
worden. 

Gewerblicher Straßenpersonenverkehr wird von rd. 
4600 privaten Omnibusunternehmen (mit rd. 19 500 
Kraftomnibussen), zum großen Teil mit nur einem 
oder zwei Fahrzeugen, sowie von rd. 30 000 Taxen- 
und Mietwagenunternehmen betrieben. Von diesen 
besitzen rd. 80 v. H. nur ein Fahrzeug und nur 
2,4 v. H. fünf oder mehr Fahrzeuge. Die unvermin- 
dert starke Nachfrage nach Taxi-Genehmigungen 
läßt darauf schließen, daß die wirtschaftliche Lage 
der Taxenunternehmen nicht ungünstig ist. Schlech- 
ter wird die Kosten- und Ertragslage der überwie- 
gend Linienverkehr betreibenden Omnibusunter- 
nehmen beurteilt. Deshalb sieht auch der Verkehrs- 
bericht 1970 der Bundesregierung (Drucksache 
W1350) u. a. gemeinsame Bemühungen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden zur Verbesserung 
der Ertragslage der Unternehmen des öffentlichen 
Personennahverkehrs vor. 

6 . Diese Übersicht zeigt, daß kleine und mittlere 
Unternehmen sich in verschiedenen Bereichen min- 
destens gleich gut wie Großunternehmen entwickelt 
haben, während in anderen Bereichen der Struktur- 
wandel stärker ausgeprägt ist und zu einem Rück- 
gang geführt hat. Insgesamt läßt die Beobachtung den 
Schluß zu, daß kleine und mittlere Unternehmen 
durchaus gute Zukunftschancen haben und Großun- 
ternehmen gegenüber nicht von vornherein im Nach- 
teil sind. Vielmehr gibt es durchaus Bereiche, in de- 
nen kleine und mittlere Unternehmen Großunterneh- 
men sogar überlegen sind, wenn sie ihre Tätigkeit 
auf geeignete Märkte ausrichten. Wendigkeit, unter- 
nehmerische Initiative, Mut zum Risiko, Phantasie 
und Intuition des Unternehmers sind zwar kaum meß- 
bar, können aber nicht selten einen Vorsprung ge- 


genüber weniger flexiblen Großunternehmen bedeu- 
ten. Das gilt vor allem dort, wo durch die Besonder- 
heit eines Produktes oder Marktes, etwa durch den 
Umfang einer nichtmechanisierbaren Dienstleistung, 
Großunternehmen keine ausreichende Rentabilität 
erzielen können. In diesen Fällen haben kleine und 
mittlere Unternehmen oft auch wegen ihrer größeren 
Anpassungsfähigkeit erhebliche Vorteile. Es handelt 
sich hierbei vor allem um die Deckung des speziellen 
Bedarfs im industriellen Bereich (Zulieferung an 
Großunternehmen, Herstellung technischer Spezial- 
erzeugnisse, Reparatur- und Wartungsdienste) und 
um die Deckung des individuellen Bedarfs an Gü- 
tern und Dienstleistungen (einschließlich Repara- 
turen und Wartungsaufgaben). 

In anderen Bereichen sind die vom Markt verlang- 
ten Leistungen und Produktionssortimente so viel- 
fältig, daß nicht von einer grundsätzlichen Über- 
legenheit großer Unternehmen gesprochen werden 
kann. Die Existenz von großen, mittleren und klei- 
nen Unternehmen nebeneinander ist hier markt- 
gerecht. Beispiele dafür finden sich vor allem in der 
Industrie und im Handel (z. B. kleine Hersteller von 
einfachen Großserien oder technisch komplizierten 
Einzelstücken neben Großunternehmen mit breitge- 
streutem Produktionsprogramm, spezialisierte Fach- 
geschäfte neben Warenhäusern). 

Im übrigen ist die zwischenbetriebliche Kooperation 
ein wichtiger Faktor, der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen die Behauptung im Wettbewerb erleich- 
tert. Dazu gehört auch der freiwillige Zusammen- 
schluß z. B. in Genossenschaften. Durch die Aus- 
gliederung bestimmter Betriebsfunktionen kann die 
Leistungsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh- 
men gesteigert werden. 

7 . Kleine und mittlere Unternehmen können sich 
somit im Wettbewerb mit Großunternehmen durch- 
aus behaupten. Auf der anderen Seite gibt es jedoch 
eine Reihe von Hemmnissen, die es kleinen und 
mittleren Unternehmen erschweren, sich technischen 
und wirtschaftlichen Veränderungen anzupassen: 

7 . 1 . Besondere Schwierigkeiten können sich für 
kleine und mittlere Unternehmen bei der Finanzie- 
rung von Investitionen ergeben. Die Wahl eines 
neuen Standorts, die Umstellung des Leistungs- bzw. 
Produktionsprogramms oder die wirtschaftlichere 
Gestaltung des Betriebsprozesses machen Investi- 
tionen von einer Größenordnung erforderlich, die 
die Finanzkraft kleinerer Unternehmen, selbst bei 
an sich befriedigender Kapitalstruktur, häufig über- 
steigen. Zur Investitionsfinanzierung sind langfristig 
verfügbare Mittel erforderlich in Form von haften- 
dem Kapital oder langfristigem Fremdkapital. Bei- 
den Finanzierungsformen können bei einer Vielzahl 
kleiner und mittlerer Unternehmen vielfältige 
Hemmnisse entgegenstehen. 

Teils liegen diese Hemmnisse auf psychologischem 
Gebiet. Viele Unternehmer haben auch heute noch 
Vorbehalte gegenüber der Aufnahme von Krediten, 
aber auch gegenüber der Aufnahme zusätzlichen 
haftenden Kapitals im Wege der Beteiligungsfinan- 
zierung. 
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Zum anderen können der Aufnahme langfristig ver- 
fügbaren Kapitals für Zwecke der Investitionsfinan- 
zierung faktische Schwierigkeiten entgegenstehen, 
die durch die besonderen Gegebenheiten kleiner und 
mittlerer Unternehmen bedingt sind. Viele expan- 
sionswillige Unternehmen dieser Größe verfügen 
nämlich nicht in ausreichendem Maße über Eigen- 
kapital, von dessen Vorhandensein eine Kredit- 
gewährung in der Regel abhängig gemacht wird. 
Die Anerkennung der nachhaltigen Ertragskraft als 
Kreditsicherungsfaktor hat sich bisher weder in Krei- 
sen der kreditgebenden noch der kreditnehmenden 
Wirtschaft in genügendem Maße durchgesetzt. 

Auch die seit einiger Zeit entwickelten Formen 
der erwerbswirtschaftlichen Beteiligungsfinanzierung 
haben sich für den Großteil der Klein- und Mittel- 
untemehmen aus Wirtschaftlichkeitsgründen bisher 
nicht als brauchbares Instrument zur Verbesserung 
ihrer Eigenkapitalsituation erwiesen. 

7 . 2 . Die Anpassungsfähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen wird häufig dadurck erschwert, daß 
gegenüber Großunternehmen eine Informationslücke 
besteht. Qualifizierte Spezialisten für Marktfor- 
schung, Werbung, Datenverarbeitung, Steuerrecht 
und andere Fragen werden für die Führung mo- 
derner Unternehmen immer wichtiger. Kleine und 
mittlere Unternehmen verfügen im allgemeinen 
jedoch nicht über die personellen, finanziellen und 
organisatorischen Voraussetzungen, um sich das 
technische und ökonomische Wissen optimal nutzbar 
zu machen. 

Selbst wo ausreichende Informationen zur Verfü- 
gung stehen, wird deren Bedeutung häufig nicht 
erkannt, oder es fehlt die Bereitschaft, daraus die 
notwendigen Folgerungen für die Führung und die 
Organisation des Unternehmens zu ziehen. Der Auf- 
schließung gerade kleiner Betriebe für neue Ent- 
wicklungen und der „Übersetzung" von Informa- 
tionen in eine auch für kleine Unternehmer ver- 
ständliche Form kommt daher besondere Bedeutung 
zu. 

7 . 3 . Kleine und mittlere Unternehmen haben zu- 
meist nicht die Finanzkraft, um unternehmenseigene 
Forschung und Entwicklung zu betreiben. Für ihre 
besonderen Probleme interessieren sich im allge- 
meinen die Inhaber von Hochschullehrstühlen weni- 
ger. Ihnen fehlt daher die den Großunternehmen 
verfügbare wissenschaftliche Grundlage, die ange- 
sichts des raschen technischen Fortschritts ein ent- 
scheidendes Element der Wettbewerbsfähigkeit ge- 
worden ist. Mangelnde Finanzkraft macht bei klei- 
nen und mittleren Unternehmen schließlich die Ein- 
führung neuer Produkte und Verfahren (Innova- 
tion), für die sie ihre Wendigkeit eigentlich beson- 
ders befähigt, oft zu risikoreich. 

7 . 4 . Der Wettbewerb der Unternehmen spielt sich 
heute nicht nur auf den Beschaffungs- und Absatz- 
märkten ab, sondern auch auf dem Arbeitsmarkt. 
Hier können kleine und mittlere Unternehmen ins 
Hintertreffen geraten, da sie häufig, nicht dieselben 
beruflichen Bildungschancen, Aufstiegsmöglichkeiten 
und Sozialleistungen (insbesondere Pensionszusa- 


gen) wie große Unternehmen bieten können. Es 
fällt schon heute kleinen und mittleren Unterneh- 
men zunehmend schwerer, qualifizierten Nachwuchs 
zu gewinnen; das kann auf längere Sicht existenz- 
bedrohend werden. Kleine und mittlere Unterneh- 
men werden die insbesondere im Berufsbildungs- 
gesetz für eine zukunftsgerichtete berufliche Bil- 
dung gestellten Anforderungen durch zusätzliche 
überbetriebliche Maßnahmen erfüllen müssen, wenn 
sie ihre bildungspolitische Aufgabe erfüllen und 
ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten wollen. Der 
heute allgemein zu beobachtende Trend der steigen- 
den Nachfrage nach weiterführender Bildung im 
Sekundarschul- und Hochschulbereich kann für 
kleine und mittlere Unternehmen schwerwiegende 
Probleme schaffen, da sie im allgemeinen nicht in 
der Lage sind, entsprechende berufliche Entwick- 
lungsmöglichkeiten anzubieten. 

Darüber hinaus werden kleine und mittlere Unter- 
nehmen als Bildungsträger immer stärker mit bil- 
dungspolitischen Erfordernissen und Ansprüchen 
konfrontiert. Die in der Öffentlichkeit geführte bil- 
dungspolitische Diskussion über die Qualität der 
betrieblichen Berufsausbildung konzentriert sich da- 
bei vor allem auf die Eignung der Ausbilder und der 
Ausbildungsstätten. Die insoweit vielfach bestehen- 
den Unterschiede zwischen Unternehmen verschie- 
dener Größenkategorien gefährden nicht nur die 
Chancengleichheit der auszubildenden Jugendlichen; 
sie erschweren auch die Sicherstellung eines aus- 
reichend qualifizierten Berufsnachwuchses. 

7 . 5 . Hindernisse für die Entfaltung kleiner und 
mittlerer Unternehmen können sich weiter aus dem 
Mißbrauch von Markt- und Kapitalmacht durch große 
Unternehmen ergeben. Als Zulieferbetriebe können 
kleine und mittlere Unternehmen von ihren Ab- 
nehmern in einer Weise abhängig sein, daß Pres- 
sionen und der Mißbrauch wirtschaftlicher Macht 
nicht auszuschließen sind. Eine ähnliche Abhängig- 
keit kann sich auch beim Bezug von Waren auf- 
grund eines Ausschließlichkeitsvertrages ergeben, 
der u. U. zu einer wirtschaftlichen Knebelung führt. 
Eine Kooperation oder Konzentration bereitet klei- 
nen und mittleren .Unternehmen meist größere 
Schwierigkeiten als Großunternehmen. 

7 . 6 . Zwar tragen zahlreiche gesetzliche Vorschriften 
den Belangen kleiner und mittlerer Unternehmen 
in besonderer Weise Rechnung. Dennoch sind Be- 
nachteiligungen kleiner und mittlerer Unternehmen 
als mittelbare, nicht beabsichtigte Auswirkungen der 
Gesetzgebung und der Verwaltungspraxis möglich. 
Selbst bei formaler Rechtsgleichheit können diese 
Unternehmen von bestimmten, nach dem Recht zu- 
lässigen Gestaltungsformen oft nicht in gleichem 
Umfang Gebrauch machen wie Großunternehmen. 
Deshalb sollte bei steuerrechtlichen sowie bei 
arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen immer 
wieder geprüft werden, ob und inwieweit kleine 
und mittlere Unternehmen benachteiligt sind. Pro- 
bleme können sich ferner bei der wirtschaftlichen 
Auswertung von Patenten und ähnlichen Rechten 
ergeben. Auch im Bereich des öffentlichen Auftrags- 
wesens können kleine und mittlere Unternehmen 
im Nachteil sein. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1666 


il. Grundsätze einer Strukturpoiitik 
für kleine und mittlere Unternehmen 

1. Die StrukturpoliLik für kleine und mittlere Un- 
ternehmen ist ein Teil der gesamten Wirtschafts- 
politik, Eine Wirtschaftspolitik, die im Rahmen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Sta- 
bilität des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäfti- 
gungsstand mit außenwirtschaftlichem Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachs- 
tum beiträgt, bildet auch für kleine und mittlere 
Unternehmen die beste Voraussetzung, um sich be- 
haupten und entfalten zu können. Im Rahmen dieser 
allgemeinen Zielsetzung muß die Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen darauf hinwirken, 
daß sich im marktwirtschaftlichen Prozeß leistungs- 
fähige Unternehmensgrößen herausbilden, Produk- 
tivitätsreserven mobilisiert und Verbraucherwün- 
sche bestmöglich befriedigt werden. 

2 . Leistungsfähige Klein- und Mittelbetriebe in 
Industrie, Handwerk, Handel, Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe, Verkehrswirtschaft und anderen Berei- 
chen bilden einen wesentlichen Bestandteil einer 
dynamischen und arbeitsteiligen Marktwirtschaft, 
auch wenn der internationale Wettbewerb und der 
technische Fortschritt vielfach große Unternehmen 
erfordern. In diesen Unternehmen werden viele 
Neuerungen entwickelt. Die Flexibilität der Ange- 
botsstruktur hinsichtlich Breite, Tiefe und regionaler 
Verteilung wird durch das Zusammenwirken von 
Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben im Wettbewerb 
gefördert. Dies liegt nicht zuletzt im Interesse der 
Konsumenten und der Arbeitnehmer, denen auf den 
Konsumgütermärkten und auf dem Arbeitsmarkt 
Wahlmöglichkeiten offengehalten werden müssen. 

3 . Aufgabe der Strukturpolitik ist es, kleinen und 
mittleren Unternehmen die Anpassung an den 
schnellen wirtschaftlichen und technischen Struktur- 
wandel zu erleichtern, Wettbewerbshemmnisse ab- 
zubauen und soziale Härten bei der Anpassung an 
strukturelle Veränderungen zu mildern. Die struk- 
turpolitischen Maßnahmen sind grundsätzlich subsi- 
diärer Art. Sie sollen den Unternehmern die im 
Marktprozeß erforderliche Entscheidungsfreiheit er- 
halten und ihre eigene Initiative unterstützen. Da- 
gegen kann es nicht die Aufgabe einer zukunfts- 
weisenden, die Erhöhung des Lebensstandards aller 
Bevölkerungsschichten anstrebenden Wirtschafts- 
politik sein, überholte Strukturen zu konservieren. 
Eine solche Politik ginge letziich zu Lasten der All- 
gemeinheit. Sie kann auch nicht mit gesellschafts- 
politischen Argumenten begründet werden. 

4 . Die Strukturpolitik für kleine und mittlere Un- 
ternehmen ist ein Teil der gesamten Strukturpolitik. 
Sie wendet die Grundsätze der sektoralen Struktur- 
politik unter besonderer Berücksichtigung der Pro- 
bleme der kleinen und mittleren Unternehmen an. 
Sie steht in Verbindung mit der Regionalpolitik, 
soweit Probleme der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen in einzelnen Gebieten massiert auftreten. 


5 . Die Sicherung und Förderung eines funktions- 
fähigen Wettbewerbs ist eine wesentliche Voraus- 
setzung einer wirksamen und fortschrittlichen Struk- 
turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen. Das 
wettbewerbspolitische Leitbild ist nicht das Modell 
atomistischer, vollkommener Märkte. Vielmehr wird 
dem Umstand Rechnung getragen, daß andere 
Marktformen (weniger und größere Anbieter bzw. 
Nachfrager bei eingeschränkter Transparenz) nicht 
nur realitätsnäher sind, sondern volkswirtschaftlich 
befriedigendere Marktergebnisse erbringen und be- 
stimmte Funktionen des Wettbewerbs (Schaffung 
und Verbreitung des technischen Fortschritts, An- 
passungsflexibilität) in vielen Fällen besser erfül- 
len, solange keine marktbeherrschenden Positionen 
entstehen. Es ist jedoch im Rahmen dieses Konzepts 
nicht Aufgabe des Staates, bestimmte Untemeh- 
mensgrößen anzustreben oder zu garantieren. Der 
Staat muß vielmehr die Entwicklung zu leistungs- 
fähigen Unternehmensgrößen — die nach Branche, 
Standort, Konjunkturlage usw. unterschiedlich sein 
und sich im Zeitablauf nach oben oder unten ver- 
ändern können — offenhalten. Bei ihrer Beurteilung 
muß wegen der wachsenden weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung und zunehmenden europäischen In- 
tegration berücksichtigt werden, daß sich der jeweils 
relevante Markt oft nicht mit dem nationalen Markt 
deckt. Für kleine Unternehmen, z. B. in Handwerk 
und Handel, kann aber auch ein relativ begrenzter 
regionaler Markt relevant sein. 

Der Wettbewerb darf durch Absprachen oder be- 
stimmte Verhaltensweisen nicht behindert werden. 
Unternehmenszusammenschlüsse,, die vornehmlich 
auf Marktbeherrschung abzielen, müssen ebenso wie 
andere Formen des Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht verhindert werden. Dagegen ist die leistungs- 
steigernde Kooperation kleiner und mittlerer Fir- 
men zu erleichtern. Die Märkte müssen für Neuerer 
und Außenseiter offengehalten werden. 

6 . Die Struktur der Unternehmensgrößen in einer 
Volkswirtschaft wird durch die Gesetzgebung we- 
sentlich mit beeinflußt. Ziel einer Strukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen muß deshalb 
sein, etwaige Wettbewerbsnachteile, die sich als 
Auswirkungen der allgemeinen Gesetzgebung z. B. 
im Steuerrecht, Gesellschaftsrecht, Patentrecht, Wett- 
bewerbsrecht oder im Arbeits- und Sozialrecht er- 
geben können, zu vermeiden. 

7 . Angesichts des schnellen Strukturwandels in der 
Wirtschaft stellt der Besitz eines Unternehmens häu- 
fig keine ausreichende Grundlage für die soziale 
Sicherung des Inhabers mehr dar. Die wirtschaftliche 
und soziale Existenz vieler Selbständigen beruht 
außerdem, ebenso wie die der Arbeitnehmer, über- 
wiegend auf dem Einsatz der persönlichen Arbeits- 
leistung. Zunehmend ist also davon auszugehen, daß 
das wirtschaftliche Risiko des Unternehmers und 
das soziale Risiko des Inhabers bei kleinen und 
mittleren Unternehmen getrennt gesehen werden 
muß. Auch den Selbständigen ist deshalb das um- 
fassende System der sozialen Sicherheit soweit wie 
möglich zu erschließen. Dies ist nicht nur ein Erfor- 
dernis der sozialen Gerechtigkeit, sondern auch ein 
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Beitrag zur Strukturverbesserung und Produktivi- 
tätssteigerung, weil eine Einbeziehung der Selbstän- 
digen in das System der sozialen Sicherheit unver- 
meidliche Anpassungsprozesse beschleunigt und mit 
sozialen Kosten verbundene Friktionen vermindert. 


8 . Kleinen und mittleren Unternehmen muß der Zu- 
gang zum Kapitalmarkt erleichtert werden, um Wett- 
bewerbsnachteile bei der Finanzierung von Investi- 
tionen abzubauen. Steigendes Einkommen und die 
Auswirkungen der Vermögensbildungspolitik der 
Bundesregierung erweitern die Möglichkeiten zur 
Sparkapitalbildung. Dieses wachsende Potential darf 
nicht nur Großunternehmen und der öffentlichen 
Hand zugute kommen. Die Erschließung des Kapital- 
marktes für kleine und mittlere Unternehmen setzt 
allerdings bei vielen selbständigen Unternehmern 
die Bereitschaft voraus, ihre Finanzierungsgewohn- 
heiten zu ändern. 

9. Das technische und ökonomische Wissen muß 
mehr als bisher auch kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zugänglich gemacht werden. Die Verbesse- 
rung der Information, die Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation, der Ausbau der Be- 
triebsberatung und die Erleichterung der Koopera- 
tion sind wesentliche Instrumente einer Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen. Die 
dadurch erzielte Leistungssteigerung kommt nicht 
nur den Unternehmen zugute, sondern trägt letzt- 
lich zur Steigerung des Lebensstandards der gesam- 
ten Bevölkerung bei. Die dafür aufgewandten öf- 
fentlichen Mittel stellen Investitionen zur Verbes- 
serung der volkswirtschaftlichen Produktivität dar. 

10. Die Verbesserung und Intensivierung der be- 
ruflichen Bildung in ihrer Integration in das gesamte 
Bildungssystem ist auch unter strukturpolitischen 
Gesichtspunkten ein Ziel von vorrangiger Bedeu- 
tung. Der Bildungsstand des Unternehmers und sei- 
ner Mitarbeiter entscheidet zunehmend über die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen; die Zu- 
kunft der kleinen und mittleren Unternehmen ist so- 
mit auch ein Bildungsproblem. Für Unternehmer 
und ihre Mitarbeiter ist es von wesentlicher Bedeu- 
tung, ob sie sich auf den wirtschaftlichen Struktur- 
wandel umstellen und für den technischen Fort- 
schritt spezialisieren können. Diesen differenzierten 
Anforderungen an die berufliche Qualifikation des 
einzelnen kann durch die Kombination einer brei- 
ten, systematischen beruflichen Grundbildung mit 
einer stufenweise fortschreitenden Spezialisierung 
in der beruflichen Fachbildung und einer späteren 
Anpassungs- und Aufstiegsfortbildung am besten 
Rechnung getragen werden. Im Rahmen der Struk- 
turpolitik muß deshalb angestrebt werden, kleinen 
und mittleren Unternehmen die gleichen Chancen 
bei der beruflichen Aus- und Fortbildung der Unter- 
nehmer und ihrer Mitarbeiter zu ermöglichen, wie 
sie andere Wettbewerber besitzen. Die damit ver- 
bundene Förderung der beruflichen Bildung in klei- 
nen und mittleren Unternehmen stellt einen wesent- 
lichen Beitrag zur Erfüllung einer von der Bundes- 
regierung anerkannten öffentlichen Aufgabe dar. 


III. Aktionsprogramm zur Leistungsteigerung 
kleinerer und mittlerer Unternehmen 

Zur Realisierung der Ziele der Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen hat die Bundes- 
regierung das folgende Aktionsprogramm beschlos- 
sen; 

1. Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten 

Für kleine und mittlere Unternehmen waren 1969 
aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 285 Mio DM 
veranschlagt; 1970 sind es 342 Mio DM. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, diesen Betrag im Jahre 
1971 weiter aufzustocken. 

Für die Verwendung der Mittel werden neue 
Schwerpunkte gesetzt. Im einzelnen ist vorgesehen: 

1.1. Erleichterung der Aufnahme von 
Beteiligungskapital 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Beschaf- 
fung von haftendem Kapital zu erleichtern, wird die 
Bundesregierung die Beteiligung von privatwirt- 
schaftlichen Kapitalbeteiligungsgesellschaften an 
kleinen und mittleren Unternehmen fördern. Hierzu 
sollen dienen: 

— ERP-Kredite an Kapitalbeteiligungsgesellschaften 
zur Refinanzierung von Beteiligungen, 

" Rückgarantien für Beteiligungsgarantiegemein- 
schaften, 

— ERP-Haftungsfonds-Darlehen an Beteiligungs- 
garantiegemeinschaften, 

soweit diese Beteiligung ohne staatliche Hilfe nicht 
oder nicht zu angemessenen Bedingungen zustande 
käme. Im Interesse der Schaffung oder Sicherung 
selbständiger Existenzen soll damit der Kapital- 
dienst für Beteiligungsnehmer verbilligt werden. 

Für eine solche Förderung kommen Unternehmen 
in Betracht, die ihre Eigenkapitalbasis erweitern 
oder ihre Finanzverhältnisse konsolidieren müssen, 
um z. B. Kooperationen, Innovationsprojekte (auch 
die Entwicklung und Kommerzialisierung neuer Pro- 
dukte), Umstellungen bei Strukturwandel oder Be- 
triebserrichtungen in neuen Wohnsiedlungen, neu- 
geordneten Stadtteilen und Gewerbegebieten finan- 
zieren zu können; gleichzusetzen ist die Gründung 
selbständiger Unternehmen durch Nachwuchskräfte. 

1.2. Zinsgünstige Kredite für strukturpolitisch gezielte 
Schwerpunktmaßnahmen 

Es kann nicht Aufgabe der öffentlichen Hand sein, 
Finanzierungshilfen in der ganzen Breite des auf- 
tretenden Kreditbedarfs zu geben. Dies bleibt viel- 
mehr den Kreditinstituten überlassen. Deshalb wer- 
den nur für strukturpolitisch besonders bedeutsame 
Vorhaben zinsgünstige Kredite und andere Hilfen 
bereitgestellt. 

Bei den so gebildeten Schwerpunkten werden die 
Kooperationsvorhaben dann unter Vorzug berück- 
sichtigt, wenn sie eine Verbesserung der Leistungs- 
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kraft der einzelnen Kooperationspartner bei Wah- 
rung ihrer Selbständigkeit bedeuten. 

Als Schwerpunkte gelten insbesondere: 

1.2.1 Existenzgründungen von Nachwuchskräften und Betriebs- 
errichtungen in neuen Wohnsiedlungen, neugeordneten 
Stadtteilen und Gewerbegebieten 

Die Schaffung selbständiger Existenzen von Nach- 
wuchskräften soll auch in Zukunft gefördert werden. 
Besondere Bedeutung gewinnen Standortfragen für 
kleine und mittlere Unternehmen vor allem, wenn 
größere neue Wohnsiedlungen und Satellitenstädte 
entstehen, neue Gewerbegebiete ausgewiesen oder 
wenn Stadtteile neu geordnet werden. In diesen 
Fällen sollen kleine und mittlere Unternehmen im 
Wettbewerb um die Sicherung der neuen zukunfts- 
trächtigeren Standorte unterstützt werden. Die die- 
ser Aufgabe dienenden Finanzierungshilfen sollen 
fortgeführt, ausgestaltet und den jeweiligen Er- 
fordernissen besser angepaßt werden. Hierbei ver- 
dienen Kooperationsvorhaben, z. B. zur Errichtung 
von Gewerbehöfen zum Standortverbund mehrerer 
Einzelhändler sowie zur Schaffung von Großhandels- 
zentren besondere Beachtung, 

1.2.2 Errichtung, Erweiterung, grundlegende Rationalisierung 
sowie Umstellung von Betrieben in Gebieten der Regiona- 
len Aktionsprogramme, in Bundesausbaugebieten und in 
Bundesausbauorten außerhalb dieser Gebiete 

Kleine und mittlere Unternehmen in kleinbäuer- 
lichen und schwachstrukturierten Gebieten wurden 
schon bisher schwerpunktmäßig gefördert. Diese 
Förderung ist nunmehr mit den neuen Aktionspro- 
grammen der Regionalpolitik abgestimmt worden. 
Gerade in diesen Gebieten müssen die gewerblichen 
Auffangstellungen, die für aus der Landwirtschaft 
ausscheidende Erwerbstätige geschaffen werden, 
auch den Bereich der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen berücksichtigen. 

1.2.3 Leistungssteigerung durch Einsatz von EDV-Anlagen 

Die Wirtschaftlichkeit eines Betriebes kann in vie- 
len Fällen durch die Nutzung der Möglichkeiten 
elektronischer Datenverarbeitung erheblich verbes- 
sert werden. Die Investitionen hierzu sollen ver- 
stärkt gefördert werden. 

1.3. Kreditbürgschaften 

Die Förderung der Kreditgarantiegemeinschaften 
wird zunächst im bisherigen Rahmen weiterge- 
führt; so ist damit zu erreichen, daß die von diesen 
Institutionen angesammelten Haftungsmittel ein spä- 
teres Auslaufen der staatlichen Hilfen ermöglichen. 

2. Maßnahmen zur Leistungssteigerung 

An Haushaltsmitteln zur Leistungssteigerung und 
zur Förderung der beruflichen Bildung in kleinen 
und mittleren Unternehmen standen im Jahre 1969 
insgesamt 58,6 Mio DM zur Verfügung; im Jahre 
1970 waren es 61,9 Mio DM. Nach den Beratungen 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages sind für 1971 rd. 90 Mio DM vorgesehen. 

Bei der Beurteilung der Wirkung dieser vom Bund 
für kleine und mittlere Unternehmen bereitgestell- 


ten Haushaltsmittel ist zu berücksichtigen, daß sie 
durch Förderungsmaßnahmen der Länder ergänzt 
werden und daß vor allem die Wirtschaft selbst er- 
hebliche Eigenleistungen zur Steigerung der Lei- 
stungsfähigkeit in kleinen und mittleren Unterneh- 
men erbringt. Die finanziellen Hilfen des Bundes 
sind daher nur als Hilfe zur Selbsthilfe aufzufassen. 
Im übrigen mißt die Bundesregierung für die Wirk- 
samkeit ihrer Förderungsmaßnahmen einer intensi- 
ven Zusammenarbeit mit den Verbänden und deren 
Aufklärungsarbeit unter ihren Mitgliedern eine be- 
sondere Bedeutung bei. 

2.1. Förderung von Rationalisierung, Forschung, 
Entwicklung und Innovation 

Durch gezielte Förderungsmaßnahmen will die Bun- 
desregierung den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen dabei helfen, neue wirtschafts-wissenschaft- 
liche und technische Erkenntnisse für die praktische 
Anwendung nutzbar zu machen, überdies sollen die 
kleinen und mittleren Unternehmen in den Stand 
gesetzt werden, insbesondere im technischen Bereich 
mehr als bisher an Rationalisierung, Forschung, Ent- 
wicklung und Innovation aktiv teilzuhaben. 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht die Bundesregie- 
rung ein breitgefächertes Programm institutioneller 
und projektbezogener Förderungsmaßnahmen vor. 

Nach den Beratungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages ist für 1971 ein Betrag von 
60,9 Mio DM dafür vorgesehen. In den kommenden 
Jahren werden dafür steigende Beträge eingesetzt 
werden. 

Im einzelnen sollen gefördert werden: 

2.1.1 Erarbeitung und Anwendung praxisnaher wirtschaftswis- 
senschaftlicher Forschungsergebnisse 

Forschung und Innovation im wirtschaftswissen- 
schaftlichen Bereich, insbesondere neue Analyse- 
und Prognoseverfahren, neue Organisationsstruk- 
turen (z. B. Kooperation) und neue Organisations- 
mittel (Datenverarbeitung) sind für die Anwendung 
in kleinen und mittleren Unternehmen nutzbar zu 
machen. Durch spezifische Untersuchungen sind die 
in kleinen und mittleren Unternehmen vorhandenen 
Leistungshemmnisse, aber auch Leistungschancen 
im Wettbewerb mit den Großunternehmen aufzu- 
decken und ins Bewußtsein der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen zu rücken. 

2.1 .1.1 Institutioneile Förderung 

— • Die der praxisbezogenen wirtschaftswissenschaft- 
lichen Forschung dienenden Kapazitäten im Deut- 
schen Handwerksinstitut (DHI), in der RKW- 
Zentrale und im Institut für Mittelstandsfor- 
schung sollen erhalten und teilweise ausgebaut 
werden. 

— Die Einrichtungen des Handels für Betriebsbera- 
tung, Zweckforschung und praktische Entwick- 
lungsarbeiten sollen organisatorisch zusammen- 
gefaßt und planmäßig ausgebaut werden („Insti- 
tut für Leistungsförderung im Handel"). 
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2.1. 1.2 Projektbezogene Förderung 

Unterstützung von Forschungs- und Untersuchungs- 
projekten mit den Schwerpunkten 

— ■ Anwendung der EDV, 

— Informationssysteme, Planungsinstrumente und 
Führungstechniken, 

— besondere Probleme einzelner Gewerbezweige, 

— ■ arbeitswirtschaftliche Fragestellungen, 

— künftige Märkte und Tätigkeitsfelder für kleine 
und mittlere Unternehmen, insbesondere durch 
Branchen- und Produktstrukturanalysen unter Be- 
rücksichtigung der Struktur des Angebots, auch 
aus Entwicklungsländern. 

2.1.2 Rationalisierung, naturwissenschaftlich-technische For- 
schung, Entwicklung und Innovation 

Um kleinen und mittleren Unternehmen im Bereich 
technischer Forschung, Rationalisierung, Entwick- 
lung und Innovation dabei zu helfen, gegenüber 
den großen Unternehmen ihre spezifischen Vorteile 
zur Geltung zu bringen, sollen sie durch gezielte 
Finanzierungshilfen zu erhöhten Anstrengungen 
ermutigt werden. Im übrigen sollen sie dabei unter- 
stützt werden, den Anschluß an das technische Ratio- 
nalisierungswissen zu halten. 

2. 1.2.1 Institutioneile Förderung 

— Ausbau der technischen Forschungs- und Entwick- 
lungskapazitäten im DHI u. a. durch Errichtung 
einer Entwicklungs- und Versuchsabteilung ; 

— Zuschuß zum Grundhaushalt der RKW-Zentrale 
für die Steuerung von Untersuchungsprojekten 
und die Umsetzung ihrer Ergebnisse in die 
Praxis auf den Gebieten Betriebstechnik und 
Innovation; 

— verstärkte Förderung des Normenwesens über 
den Deutschen Normenausschuß (DNA) auf den 
Gebieten Rationalisierung und Typisierung so- 
wie des Güte- und Konformitätszeichenwesens 
über den RAL und den DNA, 

2. 1.2.2 Projektbezogene Förderung 

— ■ verstärkte Förderung der industriellen Gemein- 
schaftsforschung im Rahmen der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
AIF) — Forschung im praxisnahmen Bereich — ; 

— verstärkte Förderung technischer Entwicklungs- 
vorhaben kleiner und mittlerer Unternehmen in 
Sonderfällen; 

— Förderung volkswirtschaftlich relevanter Erst- 
innovationen (neue Produkte und Produktions- 
verfahren) in kleinen und mittleren Unterneh- 
men, deren Aufwand die Finanzkraft und Risiko- 
bereitschaft des Pilotunternehmens überfordert; 

— verstärkte Förderung der Erarbeitung, Aufberei- 
tung und Vermittlung von technischem Rationa- 
lisierungswissen durch RKW, VDI, u. a. 

2.2, Förderung von Information, 

Beratung und Kooperation 

Die Informationsmöglichkeiten für kleine und mitt- 
lere Unternehmen sollen erweitert werden. Ferner 


sollen die Inanspruchnahme der individuellen Unter- 
nehmensberatung gefördert sowie alle Formen des 
kooperativen Handelns unterstützt werden. Auf 
diese Art soll die Leistungsfähigkeit dieser Unter- 
nehmen gesteigert, die Anpassung an den durch die 
technische und ökonomische Entwicklung verursach- 
ten Wandel erleichtert und im volkswirtschaftlichen 
Interesse Chancengleichheit im Wettbewerb herge- 
stellt werden. 

Nach den Beratungen des Bundeshaushaltsplans 
1971 im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages stehen im Jahre 1971 für das Programm zur 
Förderung von Information, Beratung und Koopera- 
tion 17,55 Mio DM zur Verfügung, ln den folgenden 
Jahren sollen steigende Beträge bereitgestellt wer- 
den. 

2.2.1 Information 

Leitgedanke für die Verbesserung des Informations- 
wesens für kleine und mittlere Unternehmen ist die 
Erkenntnis, daß die Information eine Aussage bie- 
ten muß, die für den Empfänger verständlich ist, 
möglichst eine stichwortartige Kurzfassung des Pro- 
blems enthält und erkennbar macht, ob sie mit 
Nutzen verwertbar ist. Hierbei sollen neue tech- 
nische Möglichkeiten der Informationsvermittlung 
nutzbar gemacht werden. 

2.2.1. 1 Institutioneile Förderung 

— Ausbau der im Deutschen Handwerksinstitut so- 
wie in den Beratungsorganisationen des Hand- 
werks, Handels, Hotel- und Gaststättengewerbes, 
der Industrie, des Verkehrsgewerbes, des sonsti- 
gen Gewerbes und bei der RKW-Zentrale vor- 
handenen Kapazitäten, die der Informationsver- 
mittlung dienen; 

— • Errichtung einer EDV-Zentrale des Handwerks 
zur systematischen Erfassung, Auswertung und 
Verbreitung handwerksrelevanter Informations- 
und Führungsdaten; 

— Errichtung einer Informationsstelle für die prak- 
tische EDV-Anwendung in Zusammenarbeit mit 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung 
(AWV); sie hat die Aufgabe, die Anwendungs- 
bereiche der EDV für die Anwender transparent 
zu machen, indem sie die Ergebnisse von For- 
schungs- und Entwicklungsprojekten der öffent- 
lichen Hand, der Wirtschaft und der Forschungs- 
einrichtungen erfaßt, katalogisiert und im Hin- 
blick auf eine breitere Auswirkung analysiert. 
Ziele sind: Qualifizierte Information, Erleichte- 
rung der Schaffung integrierter EDV-Systeme, 
Verminderung von Doppelarbeit. 

2.2.1. 2 Projektbezogene Förderung 

— Intensivierung der Information durch Kurzsemi- 
nare, Betriebskurse etc. mit Planspielen und Fall- 
studien unter Einsatz moderner technischer De- 
monstrationsmittel ; 

— Verbreitung von Merkblättern und Checklisten 
über betriebswirtschaftliche Tatbestände und 
Verfahrensweisen; 

— Ausbau des wirtschaftlich-technischen Erfah- 
rungsaustausches mit der Wissenschaft, inner- 
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halb und zwischen den Gewerbezweigen, auf 
nationaler und internationaler Ebene; 

— ■ Verbesserung und Ausbau der Betriebsver- 
gleiche, insbesondere durch Einschaltung der 
EDV. 

2.2.2 Beratung 

Die Betriebsberatung bietet die Möglichkeit, für alle 
unternehmensrelevanten Funktions- und Gestal- 
tungsprobleme geeignete Lösungen zu entwickeln. 
Der Mangel an spezialisierten Führungskräften kann 
in kleinen und mittleren Unternehmen u. a. dadurch 
überbrückt werden, daß man auf nicht betriebs- 
angehörige Berater zurückgreift. 

Die zunehmende Komplizierung des Marktgesche- 
hens und des funktionellen Wirtschaftsablaufs wie 
auch die Einführung neuer Verfahren, mit deren Hilfe 
Arbeits- und Entscheidungserleichterungen erreicht 
werden können, machen eine wachsende Bereitstel- 
lung von Beratungsleistungen erforderlich. 

Im einzelnen ist vorgesehen: 

2.2.2.1 Institutionelle Förderung 

— Ausbau der Beratungsorganisationen des Hand- 
werks, des Handels, des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes sowie der Beratungskapazitäten bei 
den RKW-Landesgruppen 

2.2.2.2 Projektbezogene Förderung 

— Ausbau der Grundlagenarbeit der Beratungs- 
dienste des Handels und des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes ; 

— Ausweitung kostenloser Betriebsbegehungen zur 
Vorbereitung der Beratungstätigkeit; 

— Verstärkung und Ausbau der verbilligten Be- 
triebsberatung in den Bereichen der Industrie, 
des Handels, des Hotel- und Gaststättengewer- 
bes, des Verkehrs- und sonstigen Gewerbes; 

— Gemeinsame Werbeaktionen der Beratungsstel- 
len des Handels und des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes; 

— Gruppenwirtschaftliche Untersuchungen (Ana- 
lyse und Prognose) für kleine und mittlere 
Unternehmen mit anschließender Gruppenbera- 
tung und Aktionsprogrammen. 

2.2.3 Kooperation 

In vielen Fällen können kleine und mittlere Unter- 
nehmen gleiche Wettbewerbschancen gegenüber 
Großunternehmen nur dann erlangen, wenn sie be- 
stimmte Unternehmensfunktionen ausgliedern und 
kooperativ wahrnehmen. Damit verbunden ist fast 
immer ein produktivitätssteigernder Effekt, der eine 
öffentliche Förderung rechtfertigt. 

Im einzelnen ist vorgesehen: 

2. 2. 3.1 Institutioneile Förderung 

— Errichtung von Kooperations-Leitstellen, z. B. für 
die Vermittlung von Zulieferungen und für 
handwerkliche Reparaturleistungen; 

— Errichtung von EDV-Gemeinschaftseinrichtungen 
für die kooperative Übernahme von Betriebs- 


funktionen, z. B. Buchführungs- und Betriebs- 
abrechnungszentralen ; 

— Errichtung einer Reserviermigszentrale für das 
Beherbergungsgewerbe ; 

— Ausbau der RKW-Kooperationsbörse für eine 
Vermittlungstätigkeit im Bundesgebiet und im 
zwischenstaatlichen Bereich. 

2.2.3.2 Projektbezogene Förderung 

— Unterstützung von Gemeinschaftsveranstaltun- 
gen und Einrichtungen, die kooperativen Zielen 
dienen, z. B. Leistungsschauen als Werbemaßnah- 
men zur Absatzsteigerung; 

— Erarbeitung und Verbreitung von Leitfäden, 
Merkblättern und Planspielen für kleine und 
mittlere Unternehmen über Probleme der Koope- 
ration. 


3. Maßnahmen zur Förderung der beruflichen 
Bildung 

Die berufliche Bildung ist ein wesentlicher Teil des 
gesamten Bildungswesens. Sie wird im Bericht der 
Bundesregierung zur Bildungspolitik ebenso wie die 
allgemeine Bildung zu einer öffentlichen Aufgabe 
erklärt. Die Bundesregierung wird deshalb bei dem 
Ausbau und der Reform des Bildungswesens, die 
eine außerordentliche Steigerung der öffentlichen 
Mittel erforderlich machen, auch die berufliche Bil- 
dung entsprechend berücksichtigen. Die beträcht- 
lichen finanziellen Anstrengungen der Wirtschaft 
für diesen Bildungsbereich sowie die Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz reichen allein 
nicht aus. 

In ihrem Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" 
vom 5. November ^1970 hat die Bundesregierung 
bereits einige Schwerpunkte für die künftige Ent- 
wicklung der beruflichen Bildung angekündigt. Da- 
mit werden auch wichtige Voraussetzungen für die 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der kleinen 
und mittleren Unternehmen und die berufliche Mo- 
bilität ihrer Erwerbstätigen geschaffen. 

Unter Berücksichtigung der im Bildungsbericht 1970 
und im Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" ge- 
troffenen Aussagen sind in der Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen folgende Maßnah- 
men von besonderem Gewicht: 

3.1. Überbetriebliche BerufsbÜdungsstätten 

Eine umfassende berufliche Bildung, die eine syste- 
matisch gestaltete berufliche Grundbildung, eine 
planmäßige berufliche Fachbildung und eine ge- 
zielte berufliche Fortbildung einschließt, muß auch 
in kleinen und mittleren Unternehmen gewährleistet 
sein. Nur hierdurch kann das notwendige qualifi- 
zierte Personal für diesen Bereich und darüber hin- 
aus für die gesamte Volkswirtschaft zur Verfügung 
gestellt werden. Die Einrichtung betriebseigener 
Schulungsstätten und -maßnahmen ist in kleinen und 
mittleren Unternehmen jedoch häufig nicht sinn- 
voll. Die Bundesregierung hält deshalb (vgl. auch 
Aktionsprogramm „Berufliche Bildung") überbe- 
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triebliche Einrichtungen zur Ergänzung und Ver- 
vollständigung des betrieblichen Bildungsangebots 
für erforderlich. Hierzu zählen auch die bisher schon 
geförderten überbetrieblichen Lehrwerkstätten und 
Gewerbeförderungsanstalten des Handwerks, die 
sog. Berufsheime des Handels und die in fast allen 
Wirtschaftsbereichen bestehenden Fachschulen und 
überbetrieblichen Berufsbildungsstätten. 

3.2. Überbetriebliche Aus- und Fortbildung 
der Mitarbeiter 

Den Erwerbstätigen in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen müssen überbetrieblich solche Fertigkeiten 
und Kenntnisse vermittelt werden, die in den Be- 
trieben u. a. wegen spezialisierter Leistungspro- 
gramme oder infolge des raschen technischen Fort- 
schritts nicht ausreichend erworben werden können. 
Die Bundesregierung wird daher die Teilnahme an 
überbetrieblichen Bildungsveranstaltungen zur be- 
ruflichen Aus- und Fortbildung auch weiterhin för- 
dern. 

3.3. Qualifikation von Ausbildern und 
Ausblldungsberatern 

Die Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes von 
1969 sehen höhere Anforderungen an die Eignung 
der Ausbilder vor; außerdem haben die für die 
Regelung und Überwachung der Berufsbildung „zu- 
ständigen Stellen" (Kammern) Ausbildungsberater 
zu bestellen, die sowohl die Ausbildungsstätten wie 
auch die Teilnehmer an beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen beraten sollen. 

Kleine und mittlere Unternehmen aller Wirtschafts- 
bereiche müssen in die Lage versetzt werden, ihre 
gesetzlichen Verpflichtungen zu erfüllen. Deshalb 
muß das Bildungsangebot für Ausbilder und Berater 
verbessert werden. 

3.4. Aus- und Fortbildung der Unternehmer 
und Führungskräfte 

Da Qualität und Flexibilität der Unternehmer und 
der betrieblichen Führungskräfte in entscheidendem 
Maße die künftige Stellung der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen in einer dynamischen Wirtschaft 
bestimmen, mißt die Bundesregierung Bildungs- 
investitionen in diesem Bereich eine besondere Be- 
deutung bei. Sie wird deshalb durch Förderungs- 
maßnahmen dazu beitragen, daß die bestehenden 
Ansätze zu allgemeinen Konzeptionen für die Ma- 
nagementausbildung weiterentwickelt und den klei- 
nen und mittleren Unternehmen nutzbar gemacht 
werden. 


4. Überprüfung der Gesetzgebung 

Die Bundesregierung wird laufend beobachten, ob 
und in welchen Bereichen kleine und mittlere Unter- 
nehmen gegenüber Großunternehmen durch Aus- 
wirkungen der Gesetzgebung oder der Verwaltungs- 
praxis benachteiligt werden. Sie wird zu diesem 
Zweck Untersuchungen in Auftrag geben und sich 
der bestehenden Beratungsinstitutionen bedienen. 


4.1. Steuergesetzgebung 

Die Bundesregierung hat eine Steuerreformkommis- 
sion einberufen, die das geltende Steuerrecht u. a. 
auch im Hinblick auf die Belange kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen überprüfen soll. 

Zu den Zielvorstellungen der Steuerreform gehört 
es in diesem Zusammenhang, das Steuersystem ge- 
rechter, einfacher und überschaubarer zu gestalten. 

Im Steuerverfahrensrecht bedeutet der von der Bun- 
desregierung vorgelegte Entwurf der neuen Abga- 
benordnung eine Verbesserung der Systematik des 
allgemeinen Steuerverfahrensrechts, so daß der 
steuerzahlende Bürger seine Rechte und Pflichten, 
insbesondere auch im Betriebsprüfungsverfahren, 
klarer erkennen kann und einen größeren Ver- 
trauensschutz erhält. 

Im Bereich des Einkommensteuerrechts wird u. a. im 
einzelnen geprüft, inwieweit Steuervergünstigun- 
gen, die bisher häufig in der Form von Sonderab- 
schreibungen gewährt werden, in Zukunft durch 
gleichmäßig wirkende Prämien oder Zulagen ersetzt 
werden sollen. 

Für die Reform der Gewerbesteuer, die von den 
kleinen und mittleren Unternehmen allgemein als 
belastend empfunden wird, sieht es die Bundesregie- 
rung als ihre Aufgabe an, alsbald gerade für kleine 
und mittlere Unternehmen befriedigende und reali- 
sierbare Vorschläge vorzulegen. 

Im Rahmen der Reform des Erbschaftsteuerrechts 
wird eine Entlastung der kleinen und mittleren Ver- 
mögen angestrebt und eine vertretbare Erhöhung 
der Erbschaftsteuer für Großvermögen ins Auge ge- 
faßt. Dem Gesichtspunkt der Erhaltung kleiner und 
mittlerer Unternehmen beim Erbgang und der Ver- 
meidung von Liquiditätsschwierigkeiten durch Ent- 
richtung der Steuerschuld soll Rechnung getragen 
werden. 

Im Vermögensteuerrecht wird u. a. der Behandlung 
der zur Altersversorgung angesammelten Vermö- 
gensbeträge besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. 

Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes, der in mancherlei 
Hinsicht die Belange der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen, insbesondere durch eine einheitliche 
Besteuerung, berücksichtigt, liegt vor. 

Die steuerliche Behandlung stiller Reserven bei der 
Betriebsaufgabe ist bei der durch die Entscheidung 
des BVerfG vom 11. Mai 1970 erforderlich gewor- 
denen gesetzlichen Neuregelung der Besteuerung 
von land- und forstwirtschaftlichen Grund- und 
Bodengewinnen von erheblicher Bedeutung. Die ent- 
sprechenden Vorarbeiten für die geplante gesetz- 
liche Regelung sind im Gange. In diesem Zusammen- 
hang wird auch geprüft, ob und inwieweit Steuer- 
erleichterungen für die Betriebsaufgabe aus Alters- 
gründen in Betracht kommen, 

4.2. Wettbewerbsrecht 

Auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts hat die Bun- 
desregierung bereits ein bedeutendes Reformvor- 
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haben in Angriff genommen. Die Novelle zum Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
soll in Kürze dem Bundestag und Bundesrat zuge- 
ieitet werden. 

Um die Entstehung oder Verstärkung marktbeherr- 
schender Stellungen zu verhindern, die sich sowohl 
gegenüber kleinen und mittleren Unternehmen als 
auch gegenüber den Verbrauchern nachteilig aus- 
wirken, ist eine Fusionskontrolle vorgesehen. Die 
wirtschaftlich sinnvolle und notwendige Kooperation 
kleiner und mittlerer Unternehmen soll erleichtert, 
der Schutz kleiner und mittlerer Unternehmen ge- 
gen Mißbrauch von Marktmacht verbessert werden. 

4.3. Sozialgesetzgebung 

Unter den Selbständigen, die Inhaber eines kleinen 
oder mittleren Unternehmens sind, ist bereits eine 
Reihe von Gruppen wie Landwirte und Handwer- 
ker zu Beiträgen an eine Altersversicherungsein- 
richtung verpflichtet. Auch für die anderen Selb- 
ständigen soll eine Möglichkeit für eine gesetzlich 
geregelte Alterssicherung im Rahmen der Renten- 
versicherung geschaffen werden. Dabei kommt es 
der Bundesregierung darauf an, sowohl eine aus- 
reichende Versorgung zu ermöglichen als auch einen 


unangemessenen Zwang für diese sehr verschieden- 
artigen und unterschiedlich leistungsfähigen Selb- 
ständigengruppen zu vermeiden. Deswegen werden 
mit der in der Regierungserklärung angekündigten 
Öffnung der gesetzlichen Alterssicherung für wei- 
tere Gesellschaftsgruppen weitgehende Gestaltungs- 
möglichkeiten auch für den einzelnen Selbständigen 
eröffnet werden. Der Selbständige würde damit 
selbst bestimmen können, ob und wieweit er durch 
seine Beitragsleistungen nach Höhe und Regel- 
mäßigkeit sich die gleiche Versorgung wie die übri- 
gen Versicherten in der gesetzlichen Alterssicherung 
verschafft. In diesem Zusammenhang sollen auch 
Nachentrichtungsmöglichkeiten vorgesehen werden. 

4.4. Vermögensbildung 

Die Bundesregierung untersucht ferner, inwieweit 
auch für Selbständige in kleinen und mittleren Un- 
ternehmen vermögenspolitische Maßnahmen vorzu- 
sehen sind, die eine ähnliche Förderung der Ver- 
mögensbildung wie bei Arbeitnehmern bedeuten. 
Insbesondere ist an eine Begünstigung des Sparens 
im eigenen Betrieb gedacht. Die Bundesregierung 
wird bei der Reform der Sparförderung, die im Zu- 
sammenhang mit der Steuerreform geplant ist, hier- 
zu Einzelheiten darlegen. 
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